
 

 

Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil I – Gesetze 

30. Jahrgang Potsdam, den 3. April 2019 Nummer 8 

Gesetz zur Umsetzung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und 

zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung 

(Brandenburgisches Gute-KiTa-Gesetz) 

Vom 1. April 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Kindertagesstättengesetzes 

Das Kindertagesstättengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBl. I S. 384), das zuletzt durch 

Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. I Nr. 38 S. 17) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 6a wie folgt gefasst: 

„§ 6a Kitaelternbeiräte und Landeskitaelternbeirat“. 

2. § 1 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird nach dem Wort „sind“ das Wort „stundenweise“ eingefügt. 

b) Folgender Satz wird angefügt:  

„Bei wechselndem täglichem Bedarf sollen Wochenkontingente gewährt werden.“ 

3. § 6a wird wie folgt gefasst: 

„§ 6a 

Kitaelternbeiräte und Landeskitaelternbeirat 

(1) Für jeden Landkreis und jede kreisfreie Stadt ist ein Kreiskitaelternbeirat zu bilden. Soweit nachfolgend 

nichts anderes gesetzlich bestimmt ist, gelten für Kreiskitaelternbeiräte die allgemeinen Bestimmungen für Beiräte 

nach der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, es sei denn, der Landkreis oder die kreisfreie Stadt haben 

eine andere Regelung getroffen. Der Landkreis oder die kreisfreie Stadt können durch Satzung ergänzende Rege-

lungen treffen. 



 

(2) Die Elternversammlung gemäß § 6 Absatz 2 soll aus ihrer Mitte zu Beginn eines Kita-Jahres für ihre Einrich-

tung ein Mitglied und eine Stellvertretung in den Kreiskitaelternbeirat für zwei Jahre (Wahlperiode) wählen. Die 

Wahlperiode endet mit dem Zusammentritt des neugewählten Kreiskitaelternbeirates, spätestens jedoch mit Ablauf 

des dritten Monats nach Beginn des Kita-Jahres. Abweichend von Satz 1 kann der Landkreis oder die kreisfreie 

Stadt in ihrer Satzung die Zahl der Mitglieder im Kreiskitaelternbeirat begrenzen und vorsehen, dass die Mitglieder 

des Kreiskitaelternbeirates durch eine Wahlvertretungsversammlung gewählt werden. Für die Wahl der Wahlvertre-

tungsversammlung gelten die Regelungen zur Wahl der Kreiskitaelternbeiräte entsprechend. Werden Elternver-

sammlungen auf Gruppenebene durchgeführt, wählen diese jeweils eine Person und ihre Stellvertretung für die El-

terngruppenvertretung, die für die Kindertagesstätte das Mitglied und die Stellvertretung in den Kreiskitaelternbei-

rat wählen. Ein Kreiskitaelternbeirat muss nicht gebildet werden, wenn die Elternversammlungen der Kindertages-

stätten im Landkreis keine Mitglieder gewählt haben. Die Mitgliedschaft im Kreiskitaelternbeirat endet mit Ablauf 

der Wahlperiode, spätestens wenn das Kind des Mitglieds die Einrichtung verlässt. Für die Wahl des Kreiskita-

elternbeirates durch die Vertreterversammlung gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(3) Zur jeweils ersten Sitzung eines Kreiskitaelternbeirates lädt das Jugendamt spätestens zwölf Wochen nach 

Beginn des Kita-Jahres ein. Die Kreiskitaelternbeiräte sind in allen wesentlichen, die Kindertagesbetreuung betref-

fenden Fragen ihres Zuständigkeitsgebietes anzuhören. Hierzu zählen insbesondere Maßnahmen zur Qualitätsent-

wicklung und den damit im Zusammenhang stehenden Fragen der Fachkräftesicherung, die Aufstellung und Fort-

schreibung des Bedarfsplans gemäß § 12 Absatz 3. Der Kreiskitaelternbeirat ist nicht zu Angelegenheiten einzelner 

Einrichtungen oder einzelner Träger anzuhören. Zu Beratungen der Beiräte können auch Eltern hinzugezogen wer-

den, deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden. Die Kreiskitaelternbeiräte geben ihre Stellungnahmen ge-

genüber dem Landkreis oder der kreisfreien Stadt und ihrem Jugendhilfeausschuss ab. 

(4) Es wird ein Landeskitaelternbeirat gebildet. Die Kreiskitaelternbeiräte gemäß Absatz 1 wählen aus ihrer Mitte 

je ein Mitglied und Stellvertretung für den Landeskitaelternbeirat. Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. Der Lan-

deskitaelternbeirat ist von den für Kindertagesbetreuung und Schulangelegenheiten zuständigen Ministerien in allen 

wesentlichen, die Kindertagesbetreuung betreffenden Fragen anzuhören. Hierzu zählen insbesondere geplante Än-

derungen des Rechts der Kindertagesbetreuung auf Landesebene, die Ausgestaltung von Förderprogrammen des 

Landes und landesweite Maßnahmen zur Qualitätsentwicklung. Der Landeskitaelternbeirat soll zu Schulangelegen-

heiten gehört werden, soweit sie den Übergang von der Kindertagesbetreuung in die Grundschule, die Zusammen-

arbeit zwischen Schule und Hort sowie den Ganztag betreffen. Der Landeskitaelternbeirat gibt seine Stellungnah-

men gegenüber den für Kindertagesbetreuung und Schulangelegenheiten zuständigen Ministerien ab. 

(5) Bei Abstimmungen im Kreiskitaelternbeirat hat jedes gewählte Mitglied für jede Kindertagesstätte eine 

Stimme. Hat der Landkreis oder die kreisfreie Stadt die Zahl der Mitglieder im Kreiskitaelternbeirat aufgrund von 

Absatz 2 Satz 3 begrenzt, hat jedes gewählte Mitglied eine Stimme. Im Landeskitaelternbeirat hat jedes gewählte 

Mitglied für jeden vertretenen Kreiskitaelternbeirat eine Stimme.“ 

4. Nach § 17 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Von Personensorgeberechtigten, denen ein Kostenbeitrag nach § 90 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

nicht zuzumuten ist, ist kein Elternbeitrag nach Absatz 1 zu erheben. Der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-

hilfe gleicht den Trägern der Kindertagesstätten die dadurch entstehenden Einnahmeausfälle in Höhe eines Pau-

schalbetrags und auf Antrag höhere Einnahmeausfälle aus. Das Land erstattet den örtlichen Trägern der öffentli-

chen Jugendhilfe die Kosten für diese Ausgleichszahlungen und gleicht die Einnahmeausfälle der örtlichen Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe aus. Das Nähere zum Ausgleichsverfahren regelt das für Jugend zuständige Mitglied 

der Landesregierung durch Rechtsverordnung. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn kein Elternbeitrag aufgrund 

§ 17a erhoben wird.“ 

5. § 17a wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 bis 3 finden auch Anwendung auf Kinder, die in Brandenburg ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

haben und für die gemäß dem Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg über die 

gegenseitige Nutzung von Plätzen in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung vom 7. Dezember 2001 

(GVBl. I S. 54) ein Elternbeitrag in Brandenburg erhoben werden könnte.“ 
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b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Nimmt ein Kind mit gewöhnlichem Aufenthalt im Land Brandenburg im letzten Jahr vor der Einschu-

lung Kindertagesbetreuung außerhalb des Landes in Anspruch, erstattet der örtliche Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe den Personensorgeberechtigten die nachgewiesene Zahlung von Elternbeiträgen bis zur Höhe 

von 125 Euro pro Monat.“ 

6. Dem § 17c Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Daneben werden die nachgewiesenen Erstattungen gemäß § 17a Absatz 1a ausgeglichen.“ 

7. § 23 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

„8. die Einberufung, die Zusammensetzung und die Arbeitsweise der Kreiskitaelternbeiräte und des Lan-

deskitaelternbeirates sowie über die Höhe der Entschädigung für die Mitglieder des Landeskitaeltern-

beirates unter Berücksichtigung der für Landesbeamte geltenden reisekostenrechtlichen Vorschriften,“. 

b) In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

c) Folgende Nummern 12 und 13 werden angefügt: 

„12. das Vorliegen der Unzumutbarkeit, die Höhe des Pauschalbetrages sowie das Verfahren zum Aus-

gleich der Einnahmeausfälle und zur Erstattung der Ausgleichszahlungen nach § 17 Absatz 1a, 

13. den finanziellen Ausgleich des Landes für die Mehraufwendungen, die den Landkreisen und kreis-

freien Städten durch die Änderung des § 6a durch das Brandenburgische Gute-KiTa-Gesetz vom 

1. April 2019 (GVBl. I Nr. 8) entstehen.“ 

Artikel 2 

Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

- Kinder- und Jugendhilfe 

Das Erste Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 26. Juni 1997 (GVBl. I Nr. 7 S. 87), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 

15. Oktober 2018 (GVBl. I Nr. 22 S. 27) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. § 6 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 11 wird angefügt: 

„11. der Kreiskitaelternbeirat der Kindertagesbetreuung.“ 

2. § 10 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

c) Folgende Nummer 10 wird angefügt: 

„10. der Landeskitaelternbeirat für Kindertagesbetreuung ein Mitglied.“ 

3. In § 17 Absatz 1 Satz 1 wird nach den Wörtern „kreisangehörigen Gemeinden,“ das Wort „Verbandsgemeinden,“ 

eingefügt. 
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Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2019 in Kraft. 

Potsdam, den 1. April 2019 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Britta Stark 

Herausgeberin: Die Präsidentin des Landtages Brandenburg 
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